
 
 
Hinweis: aktualisierter Beschlussvorschlag des Vorstands zu TOP 7 b) 

 

 

 

UBM Development AG 

Wien, FN 100059 x 

(“Gesellschaft”) 

 

Beschlussvorschläge des Vorstands und des Aufsichtsrats für die 

142. ordentliche Hauptversammlung 

19. Mai 2023 

 

1. Vorlage des Jahresabschlusses samt Lagebericht und Corporate-Governance-Be-

richt, des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht, des Vorschlags für die Ge-

winnverwendung, des nichtfinanziellen Berichts (ESG-Nachhaltigkeitsbericht) und 

des vom Aufsichtsrat erstatteten Berichts für das Geschäftsjahr 2022 

 

Da die Vorlage der vorgenannten Unterlagen nur der Information der Hauptversammlung 

dient, ist eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt nicht erforderlich. 

 

Der Jahresabschluss 2022 ist bereits durch den Aufsichtsrat gebilligt und damit festgestellt 

worden. 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2022 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von EUR 8.256.474,25 wie folgt 

zu verwenden: 

 

(i) Ausschüttung einer Dividende von EUR 1,10 je dividendenberechtigter Aktie,  

d.h. als Gesamtbetrag der Dividende EUR 8.219.398,00 

(ii) Vortrag des Restbetrags in Höhe von  EUR 37.076,25 

auf neue Rechnung 

 

 Dividendenzahltag der Dividende für das Geschäftsjahr 2022 ist der 30.05.2023. 

 
  



2 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2022 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2022 amtie-

renden Mitglieder des Vorstands für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2022 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2022 amtie-

renden Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

5. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2023 

 

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, im Sinne einer Empfehlung des Prüfungsausschusses, die 

BDO Assurance GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft (vormals: 

BDO Austria GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft), 1100 Wien, 

QBC 4 - Am Belvedere 4, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Ge-

schäftsjahr 2023 zu wählen. 

 

6. Beschlussfassung über den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2022 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat einer börsenotierten Gesellschaft haben einen klaren 

und verständlichen Vergütungsbericht für die Bezüge der Vorstandsmitglieder und der Auf-

sichtsratsmitglieder gemäß § 78c iVm § 98a AktG zu erstellen. 

 

Dieser Vergütungsbericht hat einen umfassenden Überblick über die im Lauf des letzten 

Geschäftsjahrs den aktuellen und ehemaligen Mitgliedern des Vorstands und des Auf-

sichtsrats im Rahmen der Vergütungspolitik (§ 78a iVm § 98a AktG) gewährten oder ge-

schuldeten Vergütung einschließlich sämtlicher Vorteile in jeglicher Form zu bieten. 

 

Der Vergütungsbericht für das letzte Geschäftsjahr ist der Hauptversammlung zur Abstim-

mung vorzulegen. Die Abstimmung hat empfehlenden Charakter. Der Beschluss ist nicht 

anfechtbar (§ 78d Abs 1 AktG).  

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat haben einen Vorschlag zur Beschlussfassung über den 

Vergütungsbericht gemäß § 108 Abs 1 AktG zu machen. 

 

Dieser Beschlussvorschlag des Vorstands und des Aufsichtsrats zur Beschlussfassung 

über den Vergütungsbericht sowie der Vergütungsbericht sind gemäß § 108 Abs 3 Z 1 und 

https://www.jusline.at/gesetz/aktg/paragraf/78a
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Abs 4 Z 4 AktG ab dem 21. Tag vor der Hauptversammlung auf der im Firmenbuch einge-

tragenen Internetseite der Gesellschaft zugänglich zu machen.  

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat der UBM Development AG haben in der Sitzung vom 

11.04.2023 einen Vergütungsbericht gemäß § 78c iVm § 98a AktG beschlossen und einen 

Beschlussvorschlag gemäß § 108 Abs 1 AktG gemacht. 

 

Der Vergütungsbericht wird spätestens ab dem 28. April 2023 (21. Tag vor der HV) auf der 

im Firmenbuch eingetragenen Internetseite der UBM Development AG unter  

www.ubm-development.com zugänglich gemacht. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 

2022, wie dieser auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite zugänglich gemacht 

wird, zu beschließen. 

 

 Der Vergütungsbericht ist diesem Beschlussvorschlag als Anlage ./1 angeschlossen. 

 

7. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung  

 

a) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung in § 3 „Veröffentlichungen“ 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, die Satzung in § 3 „Veröffentlichungen“ 

zu ändern, sodass diese Bestimmung nunmehr lautet wie folgt: 

 

„§ 3 

Veröffentlichungen 

 

(1) Veröffentlichungen der Gesellschaft erfolgen, soweit und solange auf Grund des Akti-

engesetzes zwingend erforderlich, im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ bzw. in der elekt-

ronischen Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bundes (EVI).  

(2) Im Übrigen erfolgen Veröffentlichungen der Gesellschaft entsprechend den jeweils 

anzuwendenden Rechtsvorschriften.“ 

 

Begründung:  

 

Derzeit sind bestimmte Veröffentlichungen von börsenotierten Aktiengesellschaften im 

Amtsblatt zur Wiener Zeitung bekanntzumachen, beispielsweise die Einberufung zur 

Hauptversammlung.  
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Wie den Medien entnommen werden konnte, plant die Bundesregierung das Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung als Veröffentlichungsorgan durch eine elektronische Verlautbarungs- und 

Informationsplattform des Bundes (EVI) zu ersetzen.  

 

Die kommende Hauptversammlung am 19. Mai 2023 soll zum Anlass genommen werden, 

§ 3 der Satzung über die Veröffentlichungen der Gesellschaft entsprechend anzupassen. 

 

_______ ▪▪▪ _______ 

 

b) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung durch Ergänzung um einen 

neuen § 15 „Fernteilnahme und Fernabstimmung, Übertragung und Aufzeich-

nung der Hauptversammlung, virtuelle Hauptversammlung“ und entsprechende 

Änderung der Nummerierung der folgenden Paragraphen der Satzung 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, die Satzung durch Ergänzung um einen 

neuen § 15 „Fernteilnahme und Fernabstimmung, Übertragung und Aufzeichnung der 

Hauptversammlung, virtuelle Hauptversammlung“ zu ändern. 

 

(i) Der Beschlussvorschlag auf Basis der Sitzung des Aufsichtsrats vom 11. April 2023 

lautet wie folgt: 

 

„§ 15 Fernteilnahme und Fernabstimmung, 

Übertragung und Aufzeichnung der Hauptversammlung, 

virtuelle Hauptversammlung 

 

(1) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzusehen, dass 

die Aktionäre an der Hauptversammlung während ihrer gesamten Dauer von jedem 

Ort aus mittels einer akustischen und allenfalls auch optischen Zweiweg-Verbindung 

in Echtzeit teilnehmen können, die es den Aktionären ermöglicht, den Verlauf der 

Verhandlungen zu folgen, und sich, sofern ihnen der Vorsitzende das Wort erteilt, 

selbst an die Hauptversammlung zu wenden (Fernteilnahme gemäß § 102 Abs 3 

Z 2 AktG). 

(2) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzusehen, dass 

die Aktionäre ihre Stimme während der Hauptversammlung auf elektronischem Weg 

von jedem Ort aus abgeben können (Fernabstimmung gemäß § 102 Abs 3 Z 3 iVm 

§ 126 AktG). In diesem Fall hat der Vorstand zu regeln, auf welche Weise die Aktio-

närinnen und Aktionäre Widerspruch erheben können.  

(3) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzusehen, dass 

die Hauptversammlung für die nicht anwesenden Aktionäre ganz oder teilweise 

akustisch und allenfalls auch optisch in Echtzeit übertragen wird (Übertragung der 

Hauptversammlung gemäß § 102 Abs 4 AktG). Auch die öffentliche Übertragung 
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der Hauptversammlung kann vorgesehen werden. Die Gesellschaft ist berechtigt, 

die Hauptversammlung in Ton und Bild aufzuzeichnen. 

(4) Für die Fernteilnahme (Abs 1) und Fernabstimmung (Abs 2) kann eine gesonderte 

Anmeldung verlangt und für das Ende der Anmeldefrist auch ein von § 111 Abs 2 

AktG abweichender, früherer Zeitpunkt festgelegt werden.  

(5) Im Zuge der Fernabstimmung (Abs 2) abgegebene Stimmen sind nichtig, wenn der 

Beschluss in der Hauptversammlung mit einem anderen Inhalt gefasst wird als im 

Formular oder in der Eingabemaske vorgesehen. 

(6) Beschlussvorschläge von Aktionären gemäß § 110 AktG werden nur dann zur Ab-

stimmung gebracht, wenn der Antrag in der Versammlung wiederholt wird. Bei Be-

schlussvorschlägen von Aktionären, die an der Hauptversammlung im Wege der 

Fernabstimmung (Abs 2) teilnehmen, tritt an die Stelle des Erfordernisses nach Satz 

1 die Stimmabgabe auf elektronischem Weg vor der Hauptversammlung oder die 

Herstellung der Verbindung zur Stimmabgabe auf elektronischem Weg während der 

Hauptversammlung durch den Aktionär, der den Beschlussvorschlag erstattet hat. 

(7) Eine Hauptversammlung kann nach Maßgabe der Bestimmungen des Bundesge-

setzes über die Durchführung virtueller Gesellschafterversammlungen (VirtGesG) 

ohne physische Anwesenheit der Teilnehmer durchgeführt werden (virtuelle Haupt-

versammlung). Der Vorstand entscheidet mit Zustimmung des Aufsichtsrates über 

die Form der Durchführung, das heißt ob die Hauptversammlung (i) mit physischer 

Anwesenheit der Teilnehmer, (ii) ohne physische Anwesenheit der Teilnehmer (vir-

tuelle Hauptversammlung), (iii) eine einfache virtuelle Versammlung (§ 2 VirtGesG) 

oder eine moderierte virtuelle Versammlung (§ 3 VirtGesG) durchgeführt wird (§ 1 

Abs 2 und 4 VirtGesG) oder (iv) als Hauptversammlung, bei der sich die einzelnen 

Teilnehmer zwischen einer physischen und einer virtuellen Teilnahme entscheiden 

können (hybride Hauptversammlung) (§ 4 VirtGesG). Wird die Hauptversammlung 

vom Aufsichtsrat einberufen, ist diesem die Entscheidung über die Form der Durch-

führung im vorgenannten Sinn überlassen. 

(8) Soweit sich organisatorische und technische Festlegungen für eine virtuelle oder 

hybride Hauptversammlung nicht aus den Bestimmungen des VirtGesG oder aus 

der Satzung ergeben, sind sie vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat als einberufen-

dem Organ zu treffen. 

(9) Im Übrigen ist der Vorstand oder der Aufsichtsrat als einberufendes Organ zu allen 

Entscheidungen berufen, die zur Durchführung einer virtuellen Hauptversammlung 

oder einer hybriden Hauptversammlung notwendig sind. 

(10) In der Einberufung der virtuellen Hauptversammlung oder in einer entsprechenden 

Information, die ab dem 21. Tag vor der Hauptversammlung auf der Internetseite der 

Gesellschaft bereitgestellt wird, ist anzugeben, welche organisatorischen und tech-

nischen Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung 

bestehen. 
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(11) Die Durchführung einer moderierten virtuellen Versammlung ist nach Maßgabe von 

§ 3 VirtGesG und den Bestimmungen der Satzung zulässig. Die virtuelle Hauptver-

sammlung wird für die Teilnehmer optisch und akustisch in Echtzeit übertragen. Es 

kann auch die öffentliche Übertragung der virtuellen Hauptversammlung durchge-

führt werden (§ 3 Abs 2 VirtGesG). 

(12) Die Aktionäre haben während der virtuellen Hauptversammlung die Möglichkeit, sich 

im Weg elektronischer Kommunikation, z.B. per E-Mail, zu Wort zu melden. Wird 

einem Aktionär vom Vorsitzenden das Wort erteilt, ist ihm vom Vorsitzenden eine 

Redemöglichkeit im Weg der Videokommunikation zu gewähren (§ 3 Abs 3 Virt-

GesG). Der Vorsitzende entscheidet über die Reihenfolge der Redebeiträge und 

auch über den Zeitpunkt, bis zu dem Redebeiträge vorgetragen werden bzw. bis zu 

dem Fragen gestellt werden können. 

(13) Darüber hinaus stellt die Gesellschaft den Aktionären einen elektronischen Kommu-

nikationsweg, z.B. E-Mail, zur Verfügung, auf dem sie Fragen und Beschlussanträge 

spätestens am dritten Werktag vor der Hauptversammlung an die Gesellschaft über-

mitteln können. Die auf diesem Weg gestellten Fragen und Beschlussanträge sind 

in der Hauptversammlung zu verlesen oder den Aktionären auf andere geeignete 

Weise, zB auf der Internetseite der Gesellschaft, zur Kenntnis zu bringen (§ 5 Abs 3 

VirtGesG). 

(14) Bei allen Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung können die Aktionäre 

ihr Stimmrecht im Weg elektronischer Kommunikation ausüben und auf diese Weise 

gegebenenfalls auch Widerspruch erheben. Die Gesellschaft kann nach Maßgabe 

der technischen Möglichkeiten am Tag der Hauptversammlung eine spezielle E-

Mail-Adresse einrichten und bekanntgeben, an die die Stimmrechtsausübung oder 

der Widerspruch an die Gesellschaft übersandt werden kann, den Einsatz einer spe-

ziellen Abstimmungssoftware oder eine entsprechende Funktion auf der Internet-

seite der Gesellschaft (HV-Portal) für Zwecke der Stimmrechtsausübung oder der 

Erhebung von Widerspruch anbieten. 

(15) Die Gesellschaft stellt den Aktionären bei einer virtuellen Hauptversammlung auf 

ihre Kosten zumindest einen geeigneten und von der Gesellschaft unabhängigen 

besonderen Stimmrechtsvertreter zur Verfügung, der von den Aktionären zur Stel-

lung von Beschlussanträgen, zur Stimmabgabe und gegebenenfalls zur Erhebung 

eines Widerspruchs in der virtuellen Hauptversammlung bevollmächtigt werden 

kann (§ 5 Abs 4 VirtGesG).“ 

 

Die weiteren Paragraphen der Satzung erhalten die neue Bezeichnung 16 bis 23 (statt 

bisher 15 bis 22). 
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Aktualisierter Beschlussvorschlag: 

 

(ii) Im Rahmen des legistischen Begutachtungsverfahrens wurde am 28. April 2023 eine 

in einigen, wenigen Punkten geänderte Fassung des Bundesgesetzes über die Durch-

führung virtueller Gesellschafterversammlungen (VirtGesG) veröffentlicht. 

 

Diesen Änderungen Rechnung tragend hat der Vorstand in seiner Sitzung vom 8. Mai 

2023 vorgeschlagen, die Satzung durch Ergänzung um einen neuen § 15 „Fernteil-

nahme und Fernabstimmung, Übertragung und Aufzeichnung der Hauptversamm-

lung, virtuelle Hauptversammlung“, welcher nunmehr wie folgt lautet, zu ändern: 

 

„§ 15 Fernteilnahme und Fernabstimmung, 

Übertragung und Aufzeichnung der Hauptversammlung, 

virtuelle Hauptversammlung 

 

(1) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzusehen, dass 

die Aktionäre an der Hauptversammlung während ihrer gesamten Dauer von jedem 

Ort aus mittels einer akustischen und allenfalls auch optischen Zweiweg-Verbindung 

in Echtzeit teilnehmen können, die es den Aktionären ermöglicht, den Verlauf der 

Verhandlungen zu folgen, und sich, sofern ihnen der Vorsitzende das Wort erteilt, 

selbst an die Hauptversammlung zu wenden (Fernteilnahme gemäß § 102 Abs 3 

Z 2 AktG). 

 

(2) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzusehen, dass 

die Aktionäre ihre Stimme während der Hauptversammlung auf elektronischem Weg 

von jedem Ort aus abgeben können (Fernabstimmung gemäß § 102 Abs 3 Z 3 iVm 

§ 126 AktG). In diesem Fall hat der Vorstand zu regeln, auf welche Weise die Aktio-

närinnen und Aktionäre Widerspruch erheben können.  

 

(3) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzusehen, dass 

die Hauptversammlung für die nicht anwesenden Aktionäre ganz oder teilweise 

akustisch und allenfalls auch optisch in Echtzeit übertragen wird (Übertragung der 

Hauptversammlung gemäß § 102 Abs 4 AktG). Auch die öffentliche Übertragung 

der Hauptversammlung kann vorgesehen werden. Die Gesellschaft ist berechtigt, 

die Hauptversammlung in Ton und Bild aufzuzeichnen. 

 

(4) Für die Fernteilnahme (Abs 1) und Fernabstimmung (Abs 2) kann eine gesonderte 

Anmeldung verlangt und für das Ende der Anmeldefrist auch ein von § 111 Abs 2 

AktG abweichender, früherer Zeitpunkt festgelegt werden.  
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(5) Im Zuge der Fernabstimmung (Abs 2) abgegebene Stimmen sind nichtig, wenn der 

Beschluss in der Hauptversammlung mit einem anderen Inhalt gefasst wird als im 

Formular oder in der Eingabemaske vorgesehen. 

 

(6) Beschlussvorschläge von Aktionären gemäß § 110 AktG werden nur dann zur Ab-

stimmung gebracht, wenn der Antrag in der Versammlung wiederholt wird. Bei Be-

schlussvorschlägen von Aktionären, die an der Hauptversammlung im Wege der 

Fernabstimmung (Abs 2) teilnehmen, tritt an die Stelle des Erfordernisses nach Satz 

1 die Stimmabgabe auf elektronischem Weg vor der Hauptversammlung oder die 

Herstellung der Verbindung zur Stimmabgabe auf elektronischem Weg während der 

Hauptversammlung durch den Aktionär, der den Beschlussvorschlag erstattet hat. 

 

(7) Eine Hauptversammlung kann nach Maßgabe der Bestimmungen des Bundesge-

setzes über die Durchführung virtueller Gesellschafterversammlungen (VirtGesG) 

ohne physische Anwesenheit der Teilnehmer durchgeführt werden (virtuelle Haupt-

versammlung). Der Vorstand entscheidet mit Zustimmung des Aufsichtsrates über 

die Form der Durchführung, das heißt ob die Hauptversammlung (i) mit physischer 

Anwesenheit der Teilnehmer, (ii) ohne physische Anwesenheit der Teilnehmer (vir-

tuelle Hauptversammlung), (iii) eine einfache virtuelle Versammlung (§ 2 VirtGesG) 

oder eine moderierte virtuelle Versammlung (§ 3 VirtGesG) durchgeführt wird (§ 1 

Abs 2 und 4 VirtGesG) oder (iv) als Hauptversammlung, bei der sich die einzelnen 

Teilnehmer zwischen einer physischen und einer virtuellen Teilnahme entscheiden 

können (hybride Hauptversammlung) (§ 4 VirtGesG). Wird die Hauptversammlung 

vom Aufsichtsrat einberufen, ist diesem die Entscheidung über die Form der Durch-

führung im vorgenannten Sinn überlassen. 

 

(8) Soweit sich organisatorische und technische Festlegungen für eine virtuelle oder 

hybride Hauptversammlung nicht aus den Bestimmungen des VirtGesG oder aus 

der Satzung ergeben, sind sie vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat als einberufen-

dem Organ zu treffen. 

 

(9) Im Übrigen ist der Vorstand oder der Aufsichtsrat als einberufendes Organ zu allen 

Entscheidungen berufen, die zur Durchführung einer virtuellen Hauptversammlung 

oder einer hybriden Hauptversammlung notwendig sind. 

 

(10) In der Einberufung der virtuellen Hauptversammlung oder in einer entsprechenden 

Information, die ab dem 21. Tag vor der Hauptversammlung auf der Internetseite der 

Gesellschaft bereitgestellt wird, ist anzugeben, welche organisatorischen und tech-

nischen Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung 

bestehen. 

 



9 

(11) Die Durchführung einer moderierten virtuellen Versammlung ist nach Maßgabe von 

§ 3 VirtGesG und den Bestimmungen der Satzung zulässig. Die virtuelle Hauptver-

sammlung wird für die Teilnehmer optisch und akustisch in Echtzeit übertragen. Es 

kann auch die öffentliche Übertragung der virtuellen Hauptversammlung durchge-

führt werden (§ 3 Abs 2 VirtGesG). 

 

(12) Die Aktionäre haben während der virtuellen Hauptversammlung die Möglichkeit, sich 

im Weg elektronischer Kommunikation, z.B. per E-Mail, zu Wort zu melden. Wird 

einem Aktionär vom Vorsitzenden das Wort erteilt, ist ihm vom Vorsitzenden eine 

Redemöglichkeit im Weg der Videokommunikation zu gewähren (§ 3 Abs 3 Virt-

GesG). Der Vorsitzende entscheidet über die Reihenfolge der Redebeiträge und 

auch über den Zeitpunkt, bis zu dem Redebeiträge vorgetragen werden bzw. bis zu 

dem Fragen gestellt werden können. 

 

(13) Darüber hinaus stellt die Gesellschaft den Aktionären einen elektronischen Kommu-

nikationsweg, z.B. E-Mail, zur Verfügung, auf dem sie Fragen und Beschlussanträge 

spätestens am dritten Werktag vor der Hauptversammlung oder einem festzuset-

zenden späteren Zeitpunkt an die Gesellschaft übermitteln können. Die auf diesem 

Weg gestellten Fragen und Beschlussanträge sind in der Hauptversammlung zu ver-

lesen oder den Aktionären auf andere geeignete Weise, zB auf der Internetseite der 

Gesellschaft, zur Kenntnis zu bringen (§ 5 Abs 3 VirtGesG). 

 

(14) Bei allen Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung können die Aktionäre 

ihr Stimmrecht im Weg elektronischer Kommunikation ausüben und auf diese Weise 

gegebenenfalls auch Widerspruch erheben. Die Gesellschaft kann nach Maßgabe 

der technischen Möglichkeiten am Tag der Hauptversammlung eine spezielle E-

Mail-Adresse einrichten und bekanntgeben, an die die Stimmrechtsausübung oder 

der Widerspruch an die Gesellschaft übersandt werden kann, den Einsatz einer spe-

ziellen Abstimmungssoftware oder eine entsprechende Funktion auf der Internet-

seite der Gesellschaft (HV-Portal) für Zwecke der Stimmrechtsausübung oder der 

Erhebung von Widerspruch anbieten. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass 

die Aktionäre ihre Stimmen schon bis zu einem festzusetzenden Zeitpunkt vor der 

Hauptversammlung auf elektronischem Weg – beispielsweise per E-Mail – abgeben 

können. Solche Aktionäre können ihre Stimmabgabe bis zur Abstimmung in der vir-

tuellen oder hybriden Hauptversammlung widerrufen und allenfalls neu abstimmen. 

Im Übrigen gilt § 126 AktG sinngemäß. 

 

(15) Die Gesellschaft stellt den Aktionären bei einer virtuellen Hauptversammlung auf 

ihre Kosten nach Maßgabe der am Tag der Hauptversammlung geltenden gesetzli-

chen Bestimmungen einen oder zwei geeignete und von der Gesellschaft unabhän-

gige besondere Stimmrechtsvertreter zur Verfügung, die von den Aktionären zur 
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Stellung von Beschlussanträgen, zur Stimmabgabe und gegebenenfalls zur Erhe-

bung eines Widerspruchs in der virtuellen Hauptversammlung bevollmächtigt wer-

den können (§ 5 Abs 4 VirtGesG). 

 

(16) Die Satzungsbestimmungen gemäß § 15 Abs 7 bis 15 sind bis 30. Juni 2026 befris-

tet. Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, jeweils einzeln 

für Hauptversammlungen der Gesellschaft, die bis zum 30. Juni 2026 stattfinden, 

vorzusehen, dass die Hauptversammlung als virtuelle oder hybride Hauptversamm-

lung abgehalten wird.“ 

 

(Die vom Vorstand vorgenommenen Aktualisierungen im Satzungstext sind oben farblich 

ersichtlich gemacht.) 

 

Die weiteren Paragraphen der Satzung erhalten die neue Bezeichnung 16 bis 23 (statt 

bisher 15 bis 22). 

 

Es ist davon auszugehen, dass der vom Vorstand aktualisierte Beschlussvorschlag in der 

Hauptversammlung am 19. Mai 2023 zur Abstimmung gebracht wird. 

 

 

▪ ▪ ▪ 

 

Der Vorstand wird ermächtigt und angewiesen, diese Satzungsänderung durch Ergänzung 

um einen neuen § 15 „Fernteilnahme und Fernabstimmung, Übertragung und Aufzeich-

nung der Hauptversammlung, virtuelle Hauptversammlung“ zum Firmenbuch anzumelden, 

sobald ein entsprechendes Bundesgesetz über die Durchführung virtueller Gesellschafter-

versammlungen (Virtuelle Gesellschafterversammlungen-Gesetz – VirtGesG) kundge-

macht ist. 

 

Begründung:  

 

Sowohl die Schweiz als auch Deutschland haben Gesetze erlassen, um Hauptversamm-

lungen ohne physische Präsenz von Teilnehmern abhalten zu können: virtuelle Hauptver-

sammlungen. 

 

Auch das österreichische Aktiengesetz enthält bereits jetzt Bestimmungen, die die Aus-

übung von Aktionärsrechten nicht nur bei physischer Anwesenheit eröffnen: Fernteil-

nahme, Fernabstimmung, Übertragung der Hauptversammlung.  

 

Es ist damit zu rechnen, dass noch in diesem Jahr in Österreich ein eigenes Gesetz erlas-

sen wird, welches virtuelle Hauptversammlungen zulässt und inhaltlich regelt.  
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Der Vorstand und der Aufsichtsrat möchten die kommende Hauptversammlung am 19. Mai 

2023 nutzen, um die Satzung entsprechend anzupassen.  

 

 

c) Beschlussfassung über redaktionelle Anpassungen der Satzung in § 4 „Höhe 

und Einteilung des Grundkapitals, genehmigtes Kapital“ 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, die Satzung in § 4 „Höhe und Einteilung 

des Grundkapitals, genehmigtes Kapital“ in den Absätzen 4, 5b und 6 redaktionell anzu-

passen wie folgt: 

 

„§ 4 

Höhe und Einteilung des Grundkapitals, genehmigtes Kapital 

 

In Absatz 4) und Absatz 5b) wird die Zahl bzw die Wortfolge "EUR 2.241.654,00 (Euro zwei 

Millionen zweihunderteinundvierzigtausend sechshundertvierundfünfzig)" jeweils durch die 

Zahl bzw die Wortfolge "EUR 5.230.526,00 (Euro fünf Millionen zweihundertdreißigtausend 

fünfhundertsechsundzwanzig)" ersetzt. 

 

In Absatz 6) wird die Zahl bzw die Wortfolge "EUR 1.678.920,00 (Euro eine Million sechs-

hundertachtundsiebzigtausend neunhundertzwanzig)" jeweils durch die Zahl bzw die Wort-

folge "EUR 3.917.480,00 (Euro drei Millionen neunhundertsiebzehntausend vierhundert-

achtzig)" ersetzt 

 

Absatz 4 lautet somit wie folgt: 

 

"(4) Der Vorstand ist ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der in der Haupt-

versammlung vom 16.05.2022 beschlossenen Ermächtigung in das Firmenbuch das 

Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 

EUR 5.230.526,00 (Euro fünf Millionen zweihundertdreißigtausend fünfhundertsechsund-

zwanzig) durch Ausgabe von bis zu 747.218 (siebenhundertsiebenundvierzigtausend 

zweihundertachtzehn) neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlage, allenfalls in mehreren Tranchen, auch im Wege des mittelbaren Bezugs-

rechts gemäß § 153 Abs 6 (Paragraph einhundertdreiundfünfzig Absatz sechs) AktG und 

auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts, zu erhöhen (genehmigtes 

Kapital) und den Ausgabekurs, die Ausgabebedingungen, das Bezugsverhältnis und die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die aus dem genehmigten Kapital ausgegebenen 

neuen Aktien ist ausgeschlossen, wenn und sofern eine Ausnutzung dieser Ermächtigung 

(genehmigtes Kapital) durch Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen bei 
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Mehrzuteilungsoptionen im Rahmen der Platzierung neuer Aktien der Gesellschaft erfolgt. 

Darüber hinaus ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Be-

zugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der 

Satzung, die sich durch das Ausnutzen dieser Ermächtigung des Vorstands ergeben, zu 

beschließen." 

 

Absatz 5b) lautet somit wie folgt: 

 

"(5b) Das Grundkapital wird gemäß § 159 Abs 2 Z 1 (Paragraph einhundertneunundfünfzig 

Absatz zwei Ziffer eins) Aktiengesetz um bis zu Nominale EUR 5.230.526,00 (Euro fünf 

Millionen zweihundertdreißigtausend fünfhundertsechsundzwanzig) durch Ausgabe von 

bis zu 747.218 (siebenhundertsiebenundvierzigtausend zweihundertachtzehn) neuen, auf 

Inhaber lautenden Stückaktien zur Ausgabe an Gläubiger von Wandelschuldverschreibun-

gen unter Ausschluss des Bezugsrechts bedingt erhöht. Der Vorstand ist ermächtigt, die 

weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats festzusetzen, insbesondere die Einzelheiten der Ausgabe und des 

Wandlungsverfahrens der Wandelschuldverschreibungen, den Ausgabebetrag sowie das 

Umtausch- oder Wandlungsverhältnis. Weiters ist der Aufsichtsrat ermächtigt, Änderungen 

der Satzung, die sich durch die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital ergeben, 

zu beschließen. Ausgabebetrag und Umtauschverhältnis sind nach Maßgabe finanzma-

thematischer Methoden sowie des Aktienkurses der Gesellschaft in einem anerkannten 

Preisfindungsverfahren zu ermitteln. Im Fall einer in den Ausgabebedingungen von Wan-

delschuldverschreibungen festgelegten Wandlungspflicht dient das bedingte Kapital auch 

zur Erfüllung dieser Wandlungspflicht." 

 

"(6) Der Vorstand ist gemäß § 159 Abs 3 (Paragraph einhundertneunundfünfzig Absatz 

drei) AktG ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der in der Hauptversamm-

lung vom 27. Mai 2021 beschlossenen Ermächtigung in das Firmenbuch mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft gemäß § 159 Abs 2 Z 3 (Paragraph 

einhundertneunundfünfzig Absatz zwei Ziffer drei) AktG, auch in mehreren Tranchen, be-

dingt um bis zu EUR 3.917.480,00 (Euro drei Millionen neunhundertsiebzehntausend vier-

hundertachtzig) durch Ausgabe von bis zu 559.640 (fünfhundertneunundfünfzigtausend 

sechshundertvierzig) auf den Inhaber lautende neue Stückaktien zum Zweck der Bedie-

nung von Aktienoptionen im Rahmen der in der Hauptversammlung vom 27. Mai 2021 

beschlossenen Fortsetzung und Verlängerung des Longterm-Incentive-Programms 2017 

(samt Anpassung der Planbedingungen 2017) an Arbeitnehmer, leitende Angestellte und 

Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft sowie mit ihr verbundener Unternehmen zu er-

höhen. Der Ausgabebetrag der Aktien ist der ungewichtete Durchschnitt der Schlusskurse 

der UBM-Aktie (ISIN AT0000815402) an der Wiener Börse im Zeitraum vom 24.05.2017 

(einschließlich) bis 21.06.2017 (einschließlich). Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die sich aus 
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einer Durchführung der genehmigten bedingten Kapitalerhöhung ergebenden Änderungen 

der Satzung zu beschließen." 

 

Die anderen Absätze 1, 2 und 3 des § 4 der Satzung bleiben unverändert. 

 

Begründung:  

 

Es handelt sich bei diesen Änderungen um keine neuen Beschlussfassungen zum geneh-

migten, bedingten oder genehmigten bedingten Kapital, sondern um redaktionelle Anpas-

sungen der Kapitalbeträge. Diese Änderungen sind nach dem Wirksamwerden der im Jahr 

2022 beschlossenen Kapitalberichtigung notwendig, da der geringste Ausgabebetrag einer 

Aktie einer Aktiengesellschaft für alle Aktien identisch sein muss. Gemäß § 8a Abs 1 AktG 

dürfen Aktien nicht für einen geringeren Betrag als den auf die einzelne Stückaktie entfal-

lenden anteiligen Betrag des Grundkapitals ausgegeben werden. Aufgrund der im Jahr 

2022 beschlossenen Kapitalberichtigung beträgt der geringste Ausgabebetrag (anteiliger 

Betrag pro Stückaktie am Grundkapital) nunmehr EUR 7,00, vor der Kapitalberichtigung 

betrug der geringste Ausgabebetrag EUR 3,00. 

 

Die vorgeschlagenen redaktionellen Anpassungen in den Absätzen 4), 5b) und 6) des § 4 

der Satzung sind daher erforderlich, um die jeweiligen Nominalbeträge bei Kapitalerhöhun-

gen in der Satzung korrekt darzustellen. Die bisherigen Formulierungen stellten noch auf 

den geringsten Ausgabebetrag von jeweils EUR 3,00 pro Aktie ab, der bis zur Eintragung 

der Kapitalberichtigung 2022 in das Firmenbuch korrekt war. 

 

8. Beschlussfassung über 

a) den Widerruf der von der Hauptversammlung am 27. Mai 2021 beschlossenen (i) 

Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 65 Absatz 1 Z 4 

und Z 8 sowie Absatz 1a und Absatz 1b AktG, sowie (ii) Ermächtigung des Vor-

stands gemäß § 65 Absatz 1b AktG zur Veräußerung eigener Aktien; sowie 

b) die neue Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 65 

Absatz 1 Z 4 und Z 8 sowie Absatz 1a und Absatz 1b AktG sowohl über die Börse 

als auch außerbörslich im Ausmaß von bis zu 10 % des Grundkapitals, auch unter 

Ausschluss des quotenmäßigen Andienungsrechts der Aktionäre, das mit einem 

solchen Erwerb einhergehen kann (umgekehrter Bezugsrechtsausschluss); so-

wie 

c) die neue Ermächtigung des Vorstands gemäß § 65 Absatz 1b AktG zur Veräuße-

rung eigener Aktien auf eine andere Art als über die Börse oder durch öffentliches 

Angebot und unter Ausschluss der allgemeinen Kaufmöglichkeit (Ausschluss 

des Bezugsrechts) der Aktionäre; sowie 

d) die Ermächtigung des Vorstands zur Einziehung von eigenen Aktien. 
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Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen zu diesem Tagesordnungspunkt vor, die 

Hauptversammlung möge den folgenden Beschluss fassen: 

 

a) Die von der Hauptversammlung am 27.05.2021 beschlossene Ermächtigung des Vor-

stands zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 65 Abs 1 Z 4 und Z 8 sowie Abs 1a und 

Abs 1b AktG, sowie die ebenso von der Hauptversammlung am 27.05.2021 beschlos-

sene Ermächtigung des Vorstands gemäß § 65 Abs 1b AktG zur Veräußerung bzw 

Verwendung eigener Aktien werden widerrufen. 

b) Der Vorstand wird von der Hauptversammlung für die Dauer von 30 Monaten vom Tag 

der Beschlussfassung gemäß § 65 Abs 1 Z 4 und Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b AktG 

zum Erwerb eigener Aktien der Gesellschaft bis zu dem gesetzlich zulässigen Ausmaß 

von 10% des Grundkapitals unter Einschluss bereits erworbener Aktien ermächtigt. 

Der beim Rückerwerb zu leistende Gegenwert darf nicht niedriger als EUR 7,00 und 

nicht höher als maximal 10% über dem durchschnittlichen, ungewichteten Börse-

schlusskurs der dem Rückerwerb vorhergehenden zehn Börsetage liegen. Der Erwerb 

kann über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot oder auf eine sonstige ge-

setzlich zulässige, zweckmäßige Art erfolgen, insbesondere auch außerbörslich, oder 

von einzelnen, veräußerungswilligen Aktionären (negotiated purchase) und auch unter 

Ausschluss des quotenmäßigen Andienungsrechts der Aktionäre, das mit einem sol-

chen Erwerb einhergehen kann (umgekehrter Bezugsrechtsausschluss). Der Vorstand 

wird weiters ermächtigt, die jeweiligen Rückkaufsbedingungen festzusetzen, wobei der 

Vorstand den Vorstandsbeschluss und das jeweilige darauf beruhende Rückkaufpro-

gramm einschließlich dessen Dauer entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 

(jeweils) zu veröffentlichen hat. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise und auch 

in mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die 

Gesellschaft, durch ein Tochterunternehmen (§ 189a UGB) oder für Rechnung der Ge-

sellschaft durch Dritte ausgeübt werden. Der Handel mit eigenen Aktien ist als Zweck 

des Erwerbs ausgeschlossen. 

c) Der Vorstand wird für die Dauer von 5 Jahren ab Beschlussfassung gemäß § 65 Abs 

1b AktG ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates eigene Aktien der Gesellschaft 

auch auf andere Art als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot zu veräu-

ßern oder zu verwenden. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise oder auch in 

mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke ausgeübt wer-

den. Das quotenmäßige Kaufrecht der Aktionäre bei Veräußerung oder Verwendung 

auf andere Art als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot wird ausge-

schlossen (Ausschluss des Bezugsrechts). 

d) Der Vorstand wird ermächtigt, ohne weitere Befassung der Hauptversammlung, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien einzuziehen. Der Aufsichtsrat wird er-

mächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch die Einziehung von eigenen Aktien 

ergeben, zu beschließen. 
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Der Bericht über den Ausschluss des Bezugsrechts betreffend Tagesordnungspunkt 8. ist 

diesem Beschlussvorschlag als Anlage ./2 angeschlossen. 

 

Anlage ./1 Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2022 

Anlage ./2 Bericht über Ausschluss des Bezugsrecht (TOP 8) 

 

 


